
Bezugnehmend auf die aktuelle
Debatte zum Mindestlohn, bei der
unter anderem auch die CDU ver-
sucht, diesen als ein „Bürokratie-
monster“ zu delegitimieren, erklär-
te Dieter Hausold, wirtschaftspoliti-
scher Sprecher der Fraktion DIE
LINKE im Thüringer Landtag: „Nach
Schätzungen des Thüringer Ministe-
riums für Wirtschaft, Wissenschaft
und digitale Gesellschaft profitiert
in Thüringen jeder vierte Beschäf-
tigte vom Mindestlohn. Dies zeigt
die große regionale Bedeutung für
Kaufkraft und regionale Wertschöp-
fung. Ich warne eindringlich vor Pa-
nikmache.“

Richtig sei, dass für einen Teil der
kleinen und mittelständischen Unter-
nehmen sowie einige der Vereine und
Verbände die Dokumentationspflich-
ten eine zusätzliche Belastung darstel-
len. „Zu gegebener Zeit wird es eine
Überprüfung geben müssen, ob Teile
der Regelungen sich in der Praxis be-
währt haben. Generell gilt jedoch: Ein
Mindestlohn, der nicht kontrolliert wer-
den kann, schadet wirtschaftspolitisch
mehr als er nützt“, so der LINKE Wirt-
schaftspolitiker weiter.

Eine mangelhafte Kontrollmöglich-
keit würde bedeuten, dass die Unter-
nehmer, die nach Recht und Gesetz
handeln, bestraft würden, weil die
schwarzen Schafe der Branche sich
unlauterer Wettbewerbsvorteile bedie-
nen könnten. „Erste Auswertungen, et-
wa der DGB-Mindestlohnhotline, zei-

gen deutlich, dass es leider auch Un-
ternehmen gibt, die versuchen, die ge-
setzlichen Bedingungen zu umgehen.
Hier muss die Politik einen klaren Rie-
gel vorschieben“, forderte Dieter Haus-
old.

Auch der Zeitpunkt der Debatte legt
für den Landtagsabgeordneten der
Linksfraktion nahe, dass andere Hin-
tergründe die wirkliche Ursache vieler
Debatten sind: „Ich finde es schon auf-
fällig, dass keinen Monat nach der Ein-
führung des Mindestlohns insbesonde-
re die Akteure, die den Mindestlohn
nie wollten, ein besonders lautes Ge-
schrei anstimmen. Mit dabei die CDU,
die teilweise zu vergessen scheint, wer
in Berlin derzeit eigentlich Gesetze
macht.“

CDU-Antrag unterminiert 
letztlich den Mindestlohn

Dieter Hausold verwies darauf, dass
er in vielen Gesprächen in seinem
Wahlkreis in Gera auch ganz andere
Stimmen höre, auch von Unternehme-
rinnen und Unternehmern. „Ich würde
es begrüßen, die Entwicklungen abzu-
warten bis valide Daten vorliegen.
Dann kann eine sachgerechte Debatte
erfolgen“, sagte der wirtschaftspoliti-
sche Sprecher.

Mit Blick auf den jetzt für die Plenar-
sitzung des Landtags eingereichten
Antrag der CDU-Fraktion mit dem Titel
„Mindestlohnregelung unbürokratisch
gestalten“, hatte die Vorsitzende der
Linksfraktion, Susanne Hennig-Well-

sow, gegenüber den Journalisten der
Landespressekonferenz erklärt: „Wer
wie die CDU, Dokumentationspflichten
abschaffen will, unterminiert die Arbeit
der Zollbehörden und damit die Durch-
setzung des Mindestlohns.“ Im Übri-
gen seien auch Tarifbindung und die
Reduzierung von Mindestlohn-Ausnah-
men Maßnahmen, die die Unterneh-
men von Bürokratie entlasten. Hierfür
werde sich die LINKE gemäß des Cre-
dos der Guten Arbeit einsetzen.

Was ist ein „erheblicher 
bürokratischer Aufwand“?

Die CDU will mit ihrem Antrag u.a.
erreichen, dass sich der Landtag an
das zuständige Bundesministerium für
Arbeit wendet, „Regelungen zu schaf-
fen, die für die Betroffenen nicht mit
zusätzlichem Mehraufwand und büro-
kratischen Hürden versehen sind“.
Weiter heißt es, „die bestehenden Re-
gelungen zum Mindestlohn führen in
ihrer Anwendung zu einem erheblichen
bürokratischen Aufwand“, wobei sich
Susanne Hennig-Wellsow fragte, was
über die bereits bestehenden Nach-
weispflichten hinausgehen sollte. 

Aber die CDU ist der Überzeugung:
„Gerade für die klein- und mittelstän-
disch geprägte Thüringer Wirtschaft
und für viele Thüringer Vereine und
Verbände sind die Ausführungsbestim-
mungen zum Mindestlohngesetz und
die darin vorgesehenen Dokumentati-
onspflichten der Unternehmen eine zu-
sätzliche Belastung“.                         

den Bewegungen, wie „PEGIDA“ und
die rechtspopulistische AfD, in ihrer
teils offen rassistischen Argumentati-
on nur inhaltlich bestätigt und langfri-
stig salonfähig gemacht. Nicht der Isla-
mismus fordere die Demokratie her-
aus, sondern die offen geäußerten
Überfremdungsängste vieler Thüringer
und die von ihnen herbeiphantasierte
„bevorstehende Islamisierung des
Abendlandes“. 

Natürlich lehne DIE LINKE jeglichen
Terrorismus ab und stehe für eine freie
demokratische Gesellschaft, für
Gleichberechtigung, Säkularisierung
und Religionsfreiheit. Religionsfreiheit
endet dementsprechend, wo Grund-
rechte anderer aufgrund religiöser
Dogmen eingeschränkt werden sollen,
erst Recht, wenn hierzu Gewalt einge-
setzt werden soll.

nannten „PEGIDA“-Bewegung sei er
„höchst gefährlich und gießt ange-
sichts der faktisch im Freistaat nicht
vorhandenen Islamisten-Szene Öl ins
Feuer“. Es stelle sich die Frage, wen
diese Ausstiegsberatung erreichen
soll. „Wenn es keine Islamisten gibt,
kann die Zielgruppe ja eigentlich nur in
den Reihen derer liegen, die Montag
für Montag vor dem angeblichen Un-
tergang des Abendlandes warnen!“

Steffen Dittes warnt die CDU davor,
sowohl zur Radikalisierung von jungen
Muslimen als auch zur weiteren Stär-
kung islamophober Einstellungen bei-
zutragen und gleichzeitig die abstrakte
Angst nach dem terroristischen An-
schlag in Paris für eine Verschärfung
des Sicherheitsrechtes und damit für
tiefgreifende Eingriffe in Freiheitsrech-
te zu instrumentalisieren. Damit wür-

Zum Antrag der CDU-Fraktion
„Freiheitlich demokratische Grund-
ordnung schützen – islamistischen
Terror ächten und bekämpfen“ und
zu darin enthaltenen Forderungen
nach einem Aussteigerprogramm für
Islamisten in Thüringen und nach
Verschärfung des Sicherheitsrechts,
erklärt der innenpolitische Sprecher
der Fraktion DIE LINKE im Thüringer
Landtag, Steffen Dittes: 

„Der Antrag der CDU trägt nicht
dazu bei, die Debatte um Islam und
politischen Islamismus in Thüringen
zu versachlichen.“ Sowohl qualitativ
als auch quantitativ entbehre der An-
trag der CDU-Fraktion jedweder
Grundlage. Gerade in der aktuellen
Debatte um den Zusammenschluss
von Neonazis mit rassistisch ange-
triebenen Menschen in der soge-

Mindestlohn muss 
kontrollierbar sein

CDU-Landtagsfraktion gießt Öl ins Feuer

Die AfD hat die Grenzen des Er-
träglichen überschritten, als sie
zum Holocaust-Gedenktag in der
Gedenkstätte Buchenwald einen
Kranz niederlegen wollte, mit dem
der Holocaust relativiert und die
Opfer der Shoah und des Stalinis-
mus gleichgesetzt werden sollten.
Auch die Änderung des Kranzspru-
ches ließ nicht erkennen, dass der
AfD ein Gedenken der NS-Opfer
auch nur im Ansatz wichtig wäre. Ih-
re Teilnahme an der Gedenkveran-
staltung  ist schon deshalb eine un-
erträgliche Provokation.

Nun hat sich der AfD-Fraktions-
vorsitzende im Landtag, Björn Hök-
ke, mit einem Interview in der Zeit-
schrift „Zuerst!“ über Asylsuchen-
de (v. 23.1.) erneut im extrem rech-
ten Spektrum positioniert.  Die „Zu-
erst!“ entstand 2009 als Nachfolger
der Neonazi-Zeitschrift „Nation
Europa“, einer der wichtigsten Zei-
tungen der extrem rechten Szene in
der Bundesrepublik, für die auch Ti-
no Brandt, Chef des „Thüringer Hei-
matschutzes“ arbeitete. Herausge-
ber, Chefredakteure und viele Auto-
ren der „Zuerst“ gehören der ex-
trem rechten Szene an. 

Jetzt fordert Höcke im Interview,
Europa müsse „seine Außengren-
zen wirksam schützen“, auch durch
„gut organisierte“ Lager für Flücht-
linge in Nordafrika. Dadurch könne
man Europa vor einer „ungebrem-
sten Masseneinwanderung schüt-
zen“. Das Interview führte „Zu-
erst“-Chefredakteur Manuel Och-
senreiter, bekannter Vertreter der
Neuen Rechten, der auch für meh-
rere extrem rechte Gruppierungen
als Referent auftrat.

Höcke mag seine unerträglichen
Provokationen gegenüber den Op-
fern und Überlebenden des Holo-
causts noch hinter vorgeschobener
Unwissenheit verstecken wollen.
Sein Auftreten und Werben im ex-
trem rechten Spektrum - Interviews
in Blättern der extrem rechten bzw.
neurechten Szene - sprechen eine
deutlich Sprache. Wenn Höcke der
Meinung ist, seine menschenver-
achtenden Ergüsse zur Flüchtlings-
politik in extrem rechten Blättchen
und im Umfeld von Antisemiten
zum Besten zu geben, gleichzeitig
aber mit der AfD-Landtagsfraktion
in der Gedenkstätte Buchenwald an
den Gedenkfeierlichkeiten teilneh-
men will, dann offenbart sich hier
die pure Heuchelei. Die AfD will das
Gedenken zum Holocaust-Gedenk-
tag nicht unterstützen, sondern mit
ihren kalkulierten Aktionen erheb-
lich stören.

AfD-Provokationen

von Katharina König
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MdL Dieter Hausold: Jeder vierte Beschäftigte in Thüringen profitiert vom Mindestlohn



70 Jahre nach der 
Befreiung von Auschwitz

Erfreut über die neuesten Pro-
gnosen der Landesarbeitsagentur
für das Jahr 2015, wonach die Zahl
der Arbeitslosen in Thüringen auf
unter 90.000 sinken werde, zeigte
sich Ina Leukefeld, arbeitspoliti-
sche Sprecherin der Linksfraktion,
die aber zugleich auf die Problema-
tik der verfestigten Langzeitarbeits-
losigkeit verwies. „Es wäre wichtig
und dringend notwendig, dass auch
die Langzeitarbeitslosen und Men-
schen mit Behinderung von dieser
positiven Prognose profitieren“,
sagte die Abgeordnete und betonte
den eingeschlagenen Weg mit dem
Ziel, dass es im Land Thüringen
mehr öffentlich geförderte Be-
schäftigung im gemeinwohlorien-
tierten Bereich geben soll. „Mit ei-
nem Modellprojekt, das sich sei-
tens der Landesregierung momen-
tan in der Erarbeitung befindet,
wird sinnvolle und notwendige Ar-
beit finanziert, statt Arbeitslosig-
keit und Verwaltung von Arbeitslo-
sen. So wäre es möglich, auch den
kommunalen Bereich mit Beschäf-
tigten zu stärken.“ Zudem könnten
vom Mindestlohn in Thüringen etwa
300.000 Menschen unmittelbar
profitieren.                                     

KURZ UND PRÄGNANT
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Absurde Verfolgung von Engagement gegen Neonazismus

den Menschenverstand gesiegt, warf
der AfD-Politiker - und, dies sei aus-
drücklich hinzugefügt, Gymnasiallehrer
für Geschichte - dem Gedenkstätten-
leiter vor. 

Schließlich hieß es am 23. Januar,
dass die AfD nun doch einen Kranz in
der KZ-Gedenkstätte Buchenwald nie-
derlegen könne. Auf der Schleife für
den Gedenktag für die Opfer des Natio-
nalsozialismus am 27. Januar solle ein-
fach «In stillem Gedenken» stehen,
sagte eine Sprecherin der AfD-Frakti-
on. Stiftungsdirektor Volkhard Knigge
sagte der dpa: „Der Text ist eine abso-
lute Leerformel“, er erfülle ihn mit „lei-
sem Entsetzen“. Er beziehe keine ein-
deutige Stellung zur NS-Zeit und den
Konzentrationslagern. Knigge warf der
AfD „eine Flucht vor der Verantwor-
tung“ vor. Er müsse aber diesen dritten
Text akzeptieren. Auch die aufgrund
der deutlichen Ablehnung durch die
Gedenkstätte Buchenwald erfolgte Än-
derung des Kranzspruches lässt nicht
erkennen, dass der AfD ein Gedenken
der Opfer des Nationalsozialismus
auch nur im Ansatz wichtig wäre. 

„Die Teilnahme der AfD an der Ge-
denkveranstaltung in der Gedenkstätte
ist allein schon deshalb eine unerträg-
liche Provokation“, so Katharina König,
Sprecherin für Antifaschismus der
Fraktion DIE LINKE im Thüringer Land-
tag.

Nachdem öffentlich geworden
war, dass die Alternative für
Deutschland (AfD) am 27. Januar,
dem Gedenktag für die NS-Opfer, in
der KZ-Gedenkstätte Buchenwald
einen Kranz niederlegen wollte mit
einer Inschrift, die sich an alle „Op-
fer des Konzentrations- und Spezial-
lagers Buchenwald“ richtete, hatte
Stiftungsdirektor Volkhard Knigge
der Partei eine entschiedene Absa-
ge erteilt. 

Damit wären nicht nur Häftlinge der
Nazis, sondern auch nach dem Krieg
internierte NS-Verbrecher einge-
schlossen. „Wir werden nicht zulassen,
dass an diesem Tag in dieser relativisti-
schen Manier den Überlebenden des
Konzentrations- und Vernichtungsla-
gers ins Gesicht geschlagen wird“,
wurde Volkhard Knigge am 21. Januar
bei der Nachrichtenagentur dpa zitiert.
„Es geht nicht darum, zwischen Opfern
erster und zweiter Klasse zu unter-
scheiden - sondern es geht darum,
ernst zu nehmen, dass die sowjeti-
schen Speziallager Kriegsfolge waren.
Es geht darum, ernst zu nehmen, dass
es hier auch NS-belastete Internierte
gegeben hat neben den vielen nicht
belasteten“, so Volkhard Knigge im
MDR-Thüringenjournal.

Die Abgeordneten Katharina König
(DIE LINKE), Diana Lehmann (SPD) und
Madeleine Henfling (BÜNDNIS 90/DIE

Bessere Prognose für 
Langzeitarbeitslose

GRÜNEN) bedankten sich für die kon-
sequente und eindeutige Haltung des
Stiftungsdirektors der Buchenwald-Ge-
denkstätte, da die von der AfD ur-
sprünglich geplante Kranzinschrift,
den Holocaust relativiere und die Op-
fer der Shoah und des Stalinismus
gleichsetze. Der Versuch der AfD, die
in ihrer Schrecklichkeit singulären Ver-
brechen zu relativieren, stellt eine Ver-
höhnung der Millionen Opfer des Na-
tionalsozialismus dar. 

Auch die erfolgte Änderung lässt
nicht im Ansatz erkennen, dass
der AfD ein Gedenken 
der NS-Opfer wichtig wäre

„Am 27. Januar 1945 wurde Ausch-
witz befreit, seit 1996 ist der 27. Janu-
ar bundesweiter Gedenktag für die Op-
fer des Nationalsozialismus, seit 2005
internationaler Tag des Gedenkens an
die Opfer des Holocaust. 70 Jahre nach
der Befreiung von Auschwitz-Birkenau
ist angesichts der Millionen Opfer das
Auftreten der AfD als purer Zynismus
zu bewerten“, betonten die Abgeord-
neten.

Höcke reagierte verärgert auf die Öf-
fentlichkeitsarbeit der KZ-Gedenkstät-
te. Es sei unerträglich, wie eine „von
Steuergeld finanzierte Institution die
Kommunikation mit seiner Fraktion"
verweigere. Der Reflex und die Hyste-
rie hätten bei Knigge über den gesun-

„Die allerorts zunehmenden Ak-
tivitäten von Neonazis und die von
PEGIDA getragene menschenfeind-
liche Hetze und rassistischen Res-
sentiments sind mehr als nur ein
Warnsignal für die Gefahren, die
von rechtsgerichteten Gesinnun-
gen ausgehen. In diesem Zusam-
menhang ist auch das Treiben der
AfD unerträglich“, sagte Susanne
Hennig-Wellsow, Fraktionschefin
der LINKEN im Landtag und Vorsit-
zende der Partei DIE LINKE in Thü-
ringen, mit Blick auf den Gedenk-
tag an die Opfer des Nationalsozia-
lismus. „Auch 70 Jahre nach der
Befreiung des Vernichtungslagers
Auschwitz durch die Rote Armee
geben immer noch weitverbreitete
Ressentiments gegen Juden, aber
auch gegen religiöse Gruppen oder
Flüchtlinge, Anlass, daran zu erin-
nern, wohin Intoleranz und rassisti-
sche Denkmuster in letzter Konse-
quenz führen können. Erinnerung
und Mahnung an alle durch den
deutschen Nationalsozialismus ge-
töteten und in den Lagern fabrik-
mäßig ermordeten Menschen ist
wichtig. Jedoch wächst aus der
deutschen Verantwortung für die-
se Gräuel vor allem die Verpflich-
tung, jeder rassistischen und anti-
semitischen Ausgrenzung, jedem
menschenverachtenden oder ab-
wertenden Denk- und Argumenta-
tionsmustern entschlossen zu be-
gegnen.“                                       

Gegen Rassismus 
und Intoleranz

Susanne Hennig-Wellsow, Frakti-
onschefin der LINKEN im Landtag
und Vorsitzende der Partei DIE LIN-
KE in Thüringen, begrüßte die am
23. Januar in der Sitzung des Justiz-
ausschusses erfolgte Aufhebung
der Immunität von Bodo Ramelow,
um die der Ministerpräsident und
Landtagsabgeordnete selbst gebe-
ten hatte.

„Es ist wichtig, den Prozess am
Dresdner Amtsgericht neu aufzurollen,
um ein Zeichen zu setzen, wie absurd
die strafrechtliche Verfolgung von En-
gagement gegen Neonazismus ist.“

Bodo Ramelow, der damalige Frakti-
onschef der LINKEN im Thüringer
Landtag, hatte gemeinsam mit tausen-
den engagierten Bürgerinnen und Bür-
gern im Februar 2010 in Dresden Ge-
sicht gegen braunen Ungeist gezeigt.
„Es wird höchste Zeit, dass eine dezi-
diert politisch motivierte Verfolgung
von zivilgesellschaftlichem Engage-
ment ad acta gelegt wird“, betonte die
LINKE-Politikerin fügte unterstrei-
chend hinzu, dies sei in diesen Zeiten,
wo Rechtspopulismus, Rassismus, An-
tisemitismus sich ausbreiten, notwen-
diger denn je. 

AfD-Provokation/Abgeordnete zollen Stiftungsdirektor Volkhard Knigge Respekt

Bodo Ramelow wird vorgeworfen, im
Rahmen der Demonstration „Dresden
Nazifrei!“ am 13. Februar 2010 die
Blockade eines Aufmarschs der „Jun-
gen Landsmannschaft Ostpreußen“
mit organisiert zu haben. Tatsächlich
hat die Thüringer Fraktion DIE LINKE
an diesem Tag eine Fraktionssitzung
unter freiem Himmel abgehalten, wozu

es auch entsprechende Beschlüsse im
Vorfeld gab.  

Archiv-Foto (Peter Lahn): Öffentliche
Plakatierung „Dresden Nazifrei“ am 5.
Februar 2014 vor dem Landtag mit Bo-
do Ramelow und Abgeordneten der LIN-
KEN, der SPD und der Grünen.   



In Reaktion auf die Kritik der CDU-
Landtagsfraktion zum Umgang der
Regierungsfraktionen von Rot-Rot-
Grün mit dem Abgeordnetenüberprü-
fungsgesetz erklärte die LINKE Justiz-
politikerin Sabine Berninger: „Die
CDU hatte überhaupt nicht vor, den
Gesetzentwurf mit einer Anhörung
zur Diskussion zu stellen, diese gibt
es erst auf Betreiben der Koalition.“
Die Oppositionsfraktion der CDU hat-
te in einer Verlautbarung bemängelt,
dass die Anhörung nicht breit genug
angelegt sei. „Die Pressemitteilung
des Herrn Wirkner ist an Scheinhei-
ligkeit nicht zu überbieten“, sagte
die Abgeordnete. Die CDU solle statt
solcher Täuschungsmanöver „besser
endlich mit der Aufarbeitung ihrer
Vergangenheit beginnen“.

In der Nacht zum 14 Januar wur-
den die Scheiben der gemeinsamen
Büroräume für den  Wahlkreis von
Steffen Dittes und der LINKE-Ge-
schäftsstelle in Weimar eingeworfen.
„Diese Attacke ist eine von vielen in
letzter Zeit auf Büros der LINKEN in
Nacht-und-Nebel-Aktionen verübt
wurden. Wir lassen uns davon weder
einschüchtern, noch in unserem poli-
tischen Engagement beeinträchti-
gen. Irgendwie hatte ich mir das an-
ders vorgestellt mit dem offenen, zur
Kommunikation einladenden Büro in
Weimar. Mensch sollte während der
Sprechzeiten die Tür benutzen, an-
statt nachts zu versuchen, die Schei-
ben einzuwerfen. Dann gibt es auch
eine Antwort und keine Strafanzei-
ge“, so MdL Steffen Dittes.               

„Wir wollen mit allen Betroffenen
frühzeitig den Dialog suchen“, sagte
Frank Kuschel, kommunalpoliti-
scher Sprecher der Fraktion DIE
LINKE im Thüringer Landtag, zu Be-
ginn der bis auf den letzten Platz be-
setzten Informations- und Diskussi-
onsveranstaltung über kommunal-
politische Erwartungen an die neue
Landesregierung.

Vor über 60 Vertreterinnen und Ver-
tretern  von Bürgerinitiativen und aus
der Kommunalpolitik sowie einer gan-
zen Reihe von Landtagsabgeordneten
der LINKEN stellte Frank Kuschel auf
der Veranstaltung am 20. Januar im
Käte-Duncker-Saal der Fraktion die

Am 15. Januar haben sich die
Fachausschüsse des Landtags
konstituiert und ihre Vorsitzen-
den und Stellvertreter gewählt.
Die LINKE hat in vier Ausschüs-
sen den Vorsitz: 

Im Gleichstellungsausschuss
wurde Karola Stange, Sprecherin
der Linksfraktion für Soziales,
Gleichstellung und Behindertenpo-
litik, zur Vorsitzenden gewählt. 

Tilo Kummer, Sprecher für Um-
welt und Forsten, steht dem Aus-
schuss für Umwelt, Energie und
Naturschutz vor, nachdem er in
der vergangenen Legislaturperi-
ode bereits den Ausschuss für
Landwirtschaft, Forsten, Umwelt
und Naturschutz und in der 4.
Wahlperiode des Landtags (2004
bis 2009) den Ausschuss für Na-
turschutz und Umwelt geleitet hat-
te.

Zum Vorsitzenden des Innen-
und Kommunalausschusses wurde
Steffen Dittes, innenpolitischer
Sprecher der Linksfraktion, ge-
wählt.

Den Ausschuss für Europa, Kul-
tur und Medien leitet Jörg Kubitz-
ki, europapolitischer Sprecher der
Fraktion, der bereits in der vergan-
genen Legislaturperiode dem Eu-
ropaausschuss des Landtags vor-
stand.

Dieter Hausold, wirtschaftspo-
litischer Sprecher der Linksfrakti-
on, wurde als stellvertretender
Vorsitzender des Ausschusses für
Wirtschaft und Wissenschaft ge-
wählt. Knut Korschewsky, sport-
und tourismuspolitischer Sprecher
der LINKEN, hat den stellvertreten-
den Vorsitz im Ausschuss für Bil-
dung, Jugend und Sport inne.

Bürgerinitiativen und Kommunalpolitiker diskutierten in der Linksfraktion

Plenarsitzungen 
des Thüringer Landtags: 
Nachdem jetzt Plenarsitzungen

des Thüringer Landtags in der Zeit
vom 28. Januar bis 30. Januar
stattgefunden haben, sind die
nächsten Plenartage anberaumt
(jeweils mittwochs bis freitags):
vom 25. bis 27. Februar, vom 25.
bis 27. März sowie am 29. und 30.
April und in der Zeit vom 27. bis
29. Mai.

Presseinformationen, Hinweise
zu Veranstaltungen und Aktionen,
Schwerpunkt- und Diskussionsfo-
ren der Linksfraktion sowie auch
deren Parlamentsreport im Inter-
net unter: 

www.die-linke-thl.de

„Bei näherer Betrachtung erweist
sich die Vorratsdatenspeicherung als
Angriff auf die Pressefreiheit, mit der
ihre Wiedereinführung jetzt von eini-
gen begründet werden soll. Sie höhlt
insbesondere den Informanten-
schutz als wichtige Stütze der Presse
völlig aus“, so MdL Katharina König,
die darauf darauf aufmerksam, dass
auch viele Journalistenverbände, wie
DJV, VDZ, Freischreiber und Reporter
ohne Grenzen, sich auch aus diesem
Grund ausdrücklich gegen die Wie-
dereinführung der Vorratsdatenspei-
cherung aussprechen. „Die Vorrats-
datenspeicherung hebelt Grundrech-
te aus, statt sie zu schützen. Daher
spricht sich Rot-Rot-Grün im Koaliti-
onsvertrag konsequent gegen die
die Wiedereinführung aus.“ 
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VON A BIS Z:

WICHTIGE TERMINE

Grundrechte Überprüfungsgesetz Attacke

Ausschussvorsitzende

gleich neu strukturieren, ein  kommu-
nales Leitbild „Zukunftsfähiges Thürin-
gen“ vorlegen und die derzeitigen un-
zureichenden Regelungen zu Bürgerbe-
gehren und -beteiligung verbessern.

Dass sich die im Anschluss entspan-
nende rege Diskussion auf die Erhe-
bung von Straßenausbaubeiträgen und
auf die finanzielle Situation der Kom-
munen im Freistaat fokussierte, war
nicht überraschend. Die Erwartungs-
haltung der Bürgerinitiativen und Kom-
munalpolitiker ist insbesondere in die-
sem Zusammenhang nach vielen Jah-
ren des politischen Stillstandes außer-
ordentlich hoch. 

Gefordert werden zeitnahe und zu-
kunftsfeste Entscheidungen. Im Koali-

legenden Höhe unter anderem für die
Erhöhung des Kommunalen Finanzaus-
gleichs und für die Unterstützung von
strukturell belasteten Kommunen ver-
wendet. Wichtig ist zudem, dass Kom-
munen in der eigenen Investitionstätig-
keit unterstützt werden. 

Dazu gehört, dass Kommunen, die
sich in der Haushaltskonsolidierung
befinden, in notwendige Infrastruktur-
maßnahmen investieren können. Für
Ralf Hauboldt, Bürgermeister der Stadt
Sömmerda, stellte sich dabei die Fra-
ge, welche Kriterien zur finanziellen
Stärkung der Kommunen gelten wer-
den. Ein Thema, welches auch die Bür-
germeisterin von Neuhaus am Renn-
weg, Marianne Reichelt, in ihrem Rede-

Erwartungen an die
neue Landesregierung
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tionsvertrag haben sich die Parteien
geeinigt, die rückwirkende Erhebung
von Straßenausbeiträgen zu begrenzen
und andere Modelle der Erhebung zu
diskutieren. 

Die Regelung bei den Kommunalfi-
nanzen beinhaltet, dass bevor ab 2016
in enger Abstimmung mit den kommu-
nalen Spitzenverbänden der Kommu-
nale Finanzausgleich strukturell und fi-
nanziell den Erfordernissen angepasst
wird, 2015 eine Übergangslösung er-
folgt. So werden im Haushaltjahr 2015
Haushaltsüberschüsse in einer festzu-

beitrag in den Mittelpunkt stellte.
Frank Kuschel kündigte zum Ab-

schluss der dreistündigen Diskussion
eine regelmäßige thematisch struktu-
rierte Fortführung des Dialogs mit der
kommunalen Ebene an. Die Reform der
Kommunalordnung, die Stärkung des
ländlichen Raumes, der Ausbau des
Breitbandnetzes, die Schulnetzplanung
und die geplante Funktional-, Verwal-
tungs- und Gebietsreform sind dabei
nur ein kleiner Ausschnitt der zu bear-
beitenden Themen.  

Matthias Gärtner 

umfänglichen kommunalpolitischen In-
halte des bundesweit ersten rot-rot-
grünen Koalitionsvertrages vor. 

Staatssekretär Udo Götze aus dem
Thüringer Ministerium für Inneres und
Kommunales (im Foto rechts Bildmitte)
machte deutlich, dass er sich auf die
neue Aufgabe und den damit verbun-
denen Dialog mit der Kommunalpolitik
freue. Die Rückmeldung darüber, was
vor Ort relevant ist, sei ihm in diesem
Zusammenhang sehr wichtig. Man
werde u.a. gemeinsam mit den Kom-
munen den Kommunalen Finanzaus-



Finanzierungszusage
für die Hochschulen

In ihrer Fraktionssitzung am
14. Januar haben die Landtags-
abgeordneten der Fraktion DIE
LINKE folgende Sprecherfunk-
tionen festgelegt:

Berninger, Sabine: Sprecherin
für Flüchtlings- und Integrations-
politik, Sprecherin für Justizpolitik

Blechschmidt, André: Parla-
mentarischer Geschäftsführer,
Medienpolitischer Sprecher

Dittes, Steffen: Innenpoliti-
scher Sprecher

Engel, Kati: Sprecherin für
Ausbildung, Kinder- und Jugend-
politik

Harzer, Steffen: Sprecher für
Energie-, Landesentwicklung und
Landesplanung

Hausold, Dieter: Wirtschafts-
politischer Sprecher

Hennig-Wellsow, Susanne:
Fraktionsvorsitzende

Huster, Mike: Stellvertreten-
der Fraktionsvorsitzender, Haus-
halts- und Finanzpolitischer Spre-
cher

Jung, Margit: Vizepräsidentin
des Landtags, familienpolitische
Sprecherin

Kalich, Ralf: Sprecher für Kom-
munalfinanzen

König, Katharina: Sprecherin
für Antifaschismus, Netzpolitik
und Datenschutz

Korschewsky, Knut: Sport-
und Tourismuspolitischer Spre-
cher

Kräuter, Rainer: Gewerk-
schaftspolitischer Sprecher

Kubitzki, Jörg: Gesundheits-
und Europapolitischer Sprecher

Kummer, Tilo: Sprecher für
Umwelt und Forsten

Kuschel, Frank: Kommunalpo-
litischer Sprecher

Leukefeld, Ina: Sprecherin für
Arbeitspolitik

Lukasch, Ute: Wohnungspoliti-
sche Sprecherin

Lukin, Dr. Gudrun: Sprecherin
für Verkehr und Infrastruktur

Mitteldorf, Katja: Stellvertre-
tende Fraktionsvorsitzende, Kul-
turpolitische und Religionspoliti-
sche Sprecherin

Müller, Anja: Sprecherin für
Petitionen und Bürgerbeteiligung

Schaft, Christian: Wissen-
schafts- und Hochschulpoliti-
scher Sprecher

Scheringer-Wright, Dr. Johan-
na: Sprecherin für Agrarpolitik
und regionale Entwicklung

Skibbe, Diana: Sprecherin für
Verbraucherschutz

Stange, Karola: Sprecherin für
Soziales, Gleichstellung und Be-
hindertenpolitik

Wolf, Torsten: Bildungspoliti-
scher Sprecher         

KURZ UND PRÄGNANT
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Gute frühkindliche Bildung als Kernanliegen

das Image des Forschungsstandortes
verbessert.

Die wissenschaftspolitische Spre-
cherin der SPD-Fraktion, Eleonore

Die wissenschaftspolitischen
SprecherInnen der Fraktionen DIE
LINKE, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN sind verwundert ange-
sichts des Vorwurfes der CDU-Land-
tagsfraktion an die Landesregie-
rung, die Mittel für die Hochschulen
um jährlich fünf Millionen Euro ab
2016 zu kürzen:

„Herr Voigt (CDU) scheint den Aus-
führungen des Ministers Tiefensee
nicht aufmerksam gefolgt zu sein. Die-
ser hat im Wissenschaftsausschuss
mehrfach darauf hingewiesen, dass die
Finanzierungszusagen für die Hoch-
schulen und die regelmäßige Aus-
schüttung der Hochschulpaktmittel bis
zum Ende der Programmphase abgesi-
chert werden“, erläuterte Madeleine
Henfling, wissenschaftspolitische
Sprecherin der Thüringer Landtags-
fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Die konkrete finanzielle Ausgestal-
tung der Rahmenvereinbarung IV für
den Zeitraum 2016 bis 2020 wird im
Laufe diesen Jahres mit den Hochschu-
len verhandelt. „Die nun beabsichtigte
Rückstellung stellt lediglich einen
Schutz vor Rückforderungen seitens
des Bundes gegenüber den Hochschu-
len dar. Falls diese Rückforderung
nicht erfolgt, wird das Geld selbstver-
ständlich den Hochschulen zur Verfü-
gung stehen“, so Henfling weiter. 

Mit der dritten Programmphase des
Hochschulpaktes 2020 sollen den
Hochschulen in Thüringen vom Bund
210 Millionen Euro bereit gestellt wer-
den, die vom Land mit 160 Millionen
Euro kofinanziert werden. Vorgesehen
ist dabei auch ein Sonderinvestitions-
programm für die Verbesserung der
Lehre. „Entgegen der Forderung von
Mario Voigt brauchen wir keine drin-
gende Ausbildung von weiteren punk-

Sprecherfunktionen 
der Abgeordneten der
Fraktion DIE LINKE

tuellen Exzellenzen. Ziel muss es zu al-
lererst sein, mit den anstehenden
Haushaltsberatungen eine nachhaltige
Grundfinanzierung der Hochschulen zu

Anlässlich des ErzieherInnenta-
ges der Gewerkschaft Erziehung
und Wissenschaft (GEW) am 16. Ja-
nuar in Erfurt hatte der bildungspo-
litische Sprecher der Fraktion DIE
LINKE, Torsten Wolf, erklärt: 

„Gute Bildung von Anfang an und der
gemeinsam gestaltete Prozess dazu ist
das Hauptanliegen der Koalitionspart-
ner. Die Umfrageergebnisse der Ge-
werkschaft Erzehung und Wissen-
schaft Thüringen zu den Anforderun-
gen an gute Arbeit in der frühkindli-
chen Bildung wurden durch Rot-Rot-
Grün im Koalitionsvertrag aufgenom-
men. 

Eine transparente und zielgenaue Fi-
nanzierung der Kitas ist uns dabei
ebenso wichtig, wie eine Ausfinanzie-
rung und für alle Beschäftigte geltende
Tarifstandards. Des Weiteren definie-
ren wir die Grundschule als Ganztags-
schule neu und werden dementspre-
chend das Schulgesetz zukunftsfähig

neu gestalten. Damit behält Thüringen
bundesweit seine herausragende Stel-
lung im Bildungsbereich und setzt hier
die Priorität.“

Pädagogische Berufe hätten eine hö-
here Wertschätzung und Anerkennung
verdient, so der LINKE Bildungspoliti-
ker weiter. Inklusive Kitas, die Umset-
zung von Bildungsplänen, Umgang mit
Heterogenität, Elternarbeit usw. verän-
derten das Berufsbild der Erzieherin-
nen und Erzieher in den letzten zwei
Jahrzehnten immens. 

„Neben einer stärkeren Akademisie-
rung der Ausbildung und guter Fort-
und Weiterbildung stehe die Frage ei-
ner aufgabengerechten Eingruppie-
rung auf der Tagesordnung“, sagte Tor-
sten Wolf und kündigte für DIE LINKE
an, die im März anstehende Tarifaus-
einandersetzung zu einer Entgeltord-
nung im Sozial- und Erziehungsdienst
solidarisch mit den Beschäftigten zu
begleiten. Frühkindliche Bildung ist in
Thüringen durch den Bildungsplan 0

ermöglichen. So können wir möglichst
vielen Studieninteressierten Zugang
gewähren und möglichen Rückzah-
lungsforderungen des Bundes entge-
genwirken“, konstatierte Christian
Schaft, wissenschaftspolitischer Spre-
cher der Linksfraktion. 

Der Abgeordnete sieht zudem den
dringenden finanziellen Bedarf bei der
Förderung des wissenschaftlichen
Nachwuchses und der Verbesserung
der Beschäftigungsverhältnisse als
oberste Priorität. Er spricht sich dabei
unter anderem für die Einführung eines
Tarifvertrages für studentische Be-
schäftigte aus. Dadurch würden so-
wohl die Qualität der Lehre als auch

bis 10 abgesichert. Die hervorragen-
den Ergebnisse Thüringens in den Bil-
dungsvergleichsstudien, hier IGLU mit
Platz eins, sind wesentlich auf die
Rhythmisierung im Grundschulbereich
zurückzuführen. 

Die rot-rot-grüne Landesregierung
hat sich im Koalitionsvertrag eindeutig
auf eine Stärkung der Thüringer Ganz-
tagsschule geeinigt. „In der Legislatur
werden wir mit der festen Definition
der Qualitätsanforderungen, der Auf-
gabenbeschreibung und der Ausgestal-
tung der Grundschule als Ganztags-
schule eine neue Entwicklungsstufe
der Bildungsentwicklung in Thüringen
erreichen. Wir verstehen die Unter-
schriftensammlung der GEW Thürin-
gen als Arbeitsauftrag, die Ausgestal-
tung der Grundschulen zu Ganztags-
schulen mit der GEW, der Personalver-
tretung und der Elternvertretung zu-
sammen anzugehen“, so betonte Tor-
sten Wolf.  

Mühlbauer, ergänzte: „Klar ist, dass al-
le Finanzierungszusagen aus der Hoch-
schulstrategie 2020 und dem Koaliti-
onsvertrag selbstverständlich einge-
halten werden. Dem Wissenschaftsmi-
nister nun eine vorausschauende Fi-
nanzplanung vorzuwerfen, zeugt von
wenig haushälterischer Weitsicht der
Thüringer CDU. Wir werden jedenfalls
gemeinsam mit den regierungstragen-
den Fraktionen alles daran setzen, ge-
meinsam mit der Landesregierung die
Thüringer Hochschulen so zu stärken,
dass die StudienanfängerInnenzahlen
auf jeden Fall erreicht werden. Panik-
mache ist hier vollkommen fehl am
Platz“, so Mühlbauer.

Immer wieder
hatte es in den
letzten Jahren in
Thüringen De-
monstrationen
von Studieren-
den und Schü-
lern für eine bes-
sere Bildungspo-
litik gegeben.

So waren im
Dezember 2013
mehrere Tau-
send zum Thürin-
ger Landtag in
Erfurt und vor
das Finanzmini-
sterium gezogen
und hatten ihre
Forderungen laut
und deutlich ge-
macht.  

Archiv-Foto



„Wir haben eine Art
Scharnierfunktion“
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DAS INTERVIEW

Die Arbeit der Landtagsfraktion
DIE LINKE - als Koalitions-Regie-
rungs-Fraktion - hat Fahrt aufge-
nommen, die Sprecherfunktionen
der Abgeordneten sind bestimmt,
sie haben in den Wahlkreisen ihre
Bürger-Büros eingerichtet, die in
der Fraktion gebildeten zehn Ar-
beitskreise beraten parlamentari-
sche Initiativen, die ersten Plenar-
sitzungen im neuen Jahr stehen an,
die Ausschüsse im Landtag haben
sich konstituiert. Landesregierung
und Fraktion stehen in engem Kon-
takt, ebenso die drei Koalitionsfrak-
tionen LINKE, SPD und Grüne. Trotz-
dem hatte es Kritik gegeben, es ge-
he alles zu langsam.

Ich will daran erinnern, dass die
Wahl des Ministerpräsidenten gut
sechs Wochen zurückliegt, dazwischen
die Feiertage waren. Die mit der Bil-
dung der rot-rot-grünen Landesregie-
rung und an ihren inhaltlichen Schwer-
punkten ausgerichteten notwendigen
Neustrukturierungen der Ministerien
haben natürlich etwas Zeit in Anspruch
genommen, wenngleich alles hochkon-
zentriert vonstatten ging und geht. Zu-
gleich gilt es, die Hinterlassenschaften
einer 25jährigen CDU-Herrschaft und
ihren in Teilen nicht gerade würdevol-
len Abgang zu bewältigen. 

Was ist jetzt vordringlich für die
Fraktion?

Die Kommunikationsstrukturen mit
Landesregierung und Koalitionsfraktio-
nen – und natürlich und selbstver-
ständlich mit der Landespartei – ste-
hen. Das ist das A und O, dieser enge
Kontakt. Dabei haben wir als Fraktion
eine Art Scharnierfunktion auch hin zu
den außerparlamentarischen Organi-
sationen und Initiativen. Die Arbeit der
Abgeordneten in ihren Wahlkreisen ist

die LINKE dem zustimmen, denn sie
hat ja als Regierungsfraktion eine
andere parlamentarische Kultur an-
gekündigt!?

Ja, wir haben gesagt, wenn es die
CDU wirklich ernst meint und von uns
vertretene wichtige Anliegen aufgreift,
dann hätten wir kein Problem, dem

Struktur und Besetzung der Arbeitskreise der Fraktion

Folgende Festlegungen über die
Struktur und Besetzung ihrer Ar-
beitskreise hat die Fraktion DIE LIN-
KE getroffen:

1. Arbeitskreis Haushalt 
und Finanzen
Leiter des Arbeitskreises: Mike Hu-

ster, weitere (Abgeordneten-)Mitglie-
der des Arbeitskreises: Ralf Kalich,
Frank Kuschel, Dr. Gudrun Lukin, Tor-
sten Wolf. Mitarbeiter: Andreas Schu-
ster.

2. Arbeitskreis Innen
Leiter des Arbeitskreises:  Steffen

Dittes, weitere Mitglieder: Ralf Kalich,
Katharina König, Rainer Kräuter, Frank
Kuschel. Mitarbeiter: Steffen Trostorff,
Matthias Gärtner.

3. Arbeitskreis Wirtschaft und
Wissenschaft

Leiter des Arbeitskreises: Knut Kor-
schewsky, weitere Mitglieder: Dieter
Hausold, Katharina König, Christian
Schaft. Mitarbeiter: Thomas Völker.

4. Arbeitskreis Infrastruktur,
Landwirtschaft und Forsten

Leiterin des Arbeitskreises: Dr. Gud-
run Lukin, weitere Mitglieder: Steffen
Harzer, Tilo Kummer, Ute Lukasch, Dr.
Johanna Scheringer-Wright, Diana
Skibbe. Mitarbeiter: Thomas Bienert.

5. Arbeitskreis Migranten, Justiz
und Verbraucherschutz
Leiterin des Arbeitskreises: Sabine

Berninger, weitere Mitglieder: André
Blechschmidt, Knut Korschewsky, Rai-
ner Kräuter, Anja Müller. Mitarbeiterin:
Sandra Steck.

6. Arbeitskreis Umwelt, Energie
und Naturschutz

Leiter des Arbeitskreises: Steffen
Harzer, weitere Mitglieder:  Tilo Kum-
mer, Diana Skibbe. Mitarbeiterin: Dr.
Barbara Glaß.

7. Arbeitskreis Bildung, Jugend
und Sport

Leiter des Arbeitskreises: Torsten
Wolf, weitere Mitglieder: Kati Grund,

Knut Korschewsky, Christian Schaft.
Mitarbeiter: Dr. Steffen Kachel.

8. Arbeitskreis Soziales 
und Gleichstellung
Leiterin des Arbeitskreises: Karola

Stange, weitere Mitglieder: Margit
Jung, Kati Engel, Jörg Kubitzki, Ina Leu-
kefeld, Dr. Gudrun Lukin. Mitarbeiterin:
Cordula Eger.

9. Arbeitskreis Europa, Kultur 
und Medien
Leiterin des Arbeitskreises: Katja

Mitteldorf, weitere Mitglieder: André
Blechschmidt, Jörg Kubitzki, Diana
Skibbe. Mitarbeiterin: Dolores Hof.

10. Arbeitskreis Petitionen
Leiterin des Arbeitskreises: Anja

Müller, weitere Mitglieder: Kati Grund,
Katja Mitteldorf, Frank Kuschel, Ute
Lukasch, Diana Skibbe. Mitarbeiterin:
Maria Funke.

wir positiv den Sinneswandel der CDU
zur Kenntnis, denn im vorigen Jahr hat
sie die Beratung des dazu von uns ein-
gebrachten Antrags - ich sag mal be-
wusst - bis zum Legislatur-Ende ver-
schleppt. Dabei geht es hier um ein
ganz dringendes Problem, denn für die
Auszubildenden werden die Wege zu

in diesem Zusammenhang gar nicht
hoch genug zu schätzen. Eine ganze
Reihe von parlamentarischen Initiati-
ven, ausgerichtet am rot-rot-grünen
Koalitionsvertrag, befinden sich gegen-
wärtig in der Abstimmung.  Da geht es
z.B. um die Abschaffung des Landeser-
ziehungsgeldes, die Einsetzung eines

Große Runde
in der Frakti-
onssitzung am
21. Januar.

Der Minister-
präsident und
die LINKEN
Mitglieder der
Landesregie-
rung nehmen
jetzt regelmä-
ßig an den Mitt-
wochs-Sitzun-
gen der LIN-
KEN in ihrem
Käte-Duncker-
Saal im Land-
tag  teil.

Foto: 
Peter Lahn 

neuen NSU-Untersuchungsausschus-
ses oder das Bildungsfreistellungsge-
setz. Zeitgleich richtet sich die Arbeit
der Fraktion auf die Eckpunkte zur Auf-
stellung des Landeshaushalts für die-
ses Jahr. 

Die CDU hat schon begonnen, An-
träge der LINKEN aus der letzten
Legislatur zu kopieren. Wird dann

auch zuzustimmen. Aber nehmen wir
zum Beispiel den jetzt von der CDU-
Fraktion vorgelegten Antrag „Schüler-
und Auszubildendenticket zügig ein-
führen – Jugendliche und Eltern entla-
sten“ – gut kopiert, aber leider nicht
vollständig. Daher werden wir dazu ei-
nen Änderungsantrag einbringen und
setzen auf die Beratung in den Aus-
schüssen. Selbstverständlich nehmen

den Berufsschulen immer weiter und
Thüringen hat eine der schlechtesten
Regelungen zur Unterstützung bei den
steigenden Fahrtkosten.  

Die Fraktion hat auch diskutiert,
wie der Umgang mit der AfD sein
soll, die mit elf Abgeordneten und
knapp hinter der SPD als viertstärk-
ste Fraktion in den Landtag eingezo-
gen ist.

Unsere Einschätzung, dass sich die
AfD ideologisch und politisch zu einer
Partei der extremen Rechten entwik-
kelt, die mit den typischen Mitteln des
Populismus arbeitet, bestätigt sich vor
allem bezogen auf Björn Höcke, den
AfD-Fraktionsvorsitzenden im Thürin-
ger Landtag, immer mehr. Er platziert
seine Positionen bewusst im extrem
rechten Spektrum, er provoziert in un-
erträglicher Art und Weise, wie jetzt
zum Holocaust-Gedenktag, wo er
dreist bei der Gedenkstätte einen
Kranz in Auftrag geben wollte, dessen
Inschrift die NS-Opfer und die des Sta-
linismus auf eine Stufe stellte. Diese
menschenfeindliche, rassistische, anti-
semitische, auf Ausgrenzung und Ent-
solidarisierung der Gesellschaft set-
zende Ideologie, eng verwoben mit der
neuen Rechten und der völkischen Be-
wegung, muss immer wieder gestellt
und entlarvt werden. Da ist es eigent-
lich überflüssig zu betonen, dass wir in
keinster Weise parlamentarisch oder
außerparlamentarisch mit dieser Par-
tei irgendetwas gemein haben.  

Für die Beantwortung der Fragen
dankt Annette Rudolph         

NACHGEFRAGT bei Susanne Hennig-Wellsow, Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE



Mit einer gemeinsamen Presse-
mitteilung hatten am 16. Januar
Astrid Rothe-Beinlich und Sabine
Berninger, Flüchtlingspolitikerin-
nen der Thüringer Landtagsfraktio-
nen von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und DIE LINKE, auf den sich im Er-
furter Stadtrat (zwischen den de-
mokratischen Fraktionen) abzeich-
nenden Konsens bezüglich der Auf-
nahme und Integration von Flücht-
lingen reagiert:

„Das genau ist, was Rot-Rot-Grün
mit der geplanten Wende hin zu einer
menschenrechtsorientierten Flücht-
lings- und Integrationspolitik meint: die
Menschen aufnehmen, Möglichkeiten
zur Integration in die Gesellschaft an-
bieten und ein selbstbestimmtes Le-
ben und gesellschaftliche Teilhabe er-
möglichen.“

Mit dem im Koalitionsvertrag von
LINKE, SPD und Grünen vereinbarten
und vom Thüringer Migrationsminister
Dieter Lauinger (Bündnis90/Die Grü-
nen) bereits angekündigten  Flücht-
lingsgipfel wolle die Koalition u. a. mit
den Kommunen, mit Flüchtlingsorgani-
sationen und Unterstützungsinitiativen
in den Austausch darüber treten, wie
das beste Konzept dafür aussehen
könne.

Sabine Berninger (DIE LINKE) über-
zeugt.  „Klar ist, dass wir schnell zu Er-
gebnissen kommen müssen“, waren
sich die Flüchtlingspolitikerinnen einig.
„Die geopolitische Lage wird sich so
schnell nicht entspannen und damit
auch die Flüchtlingszahlen nicht sin-
ken. Je schneller wir das benötigte
Konzept entwickeln und umsetzen, um-
so schneller werden auch Vorbehalte
gegen die Aufnahme Asylsuchender
entkräftet und umso schneller werden
wir alle Teil der Willkommenskultur.“

Minister Lauinger werde von den
Fraktionen „alle Unterstützung bei der
Vorbereitung des Gipfels erhalten, die
es braucht“, resümierten Astrid Rothe-
Beinlich und Sabine Berninger.

Ganz bewusst sei im Namen seines
auses - Ministerium für Migration, Ju-
stiz und Verbraucherschutz - die Migra-
tion voranstehend, hatte Dieter Lauin-
ger jetzt in einem TLZ-Interview betont
und von einem politischem Signal ge-
sprochen. „Diese Regierung will dem
Thema Flüchtlingspolitik eine ganz be-
sondere Bedeutung beimessen“, hatte
der Minister geagt und auch angekün-
digt, dass Thüringen zusätzliche
Flüchtlingsunterkünfte brauche. Er
verwies auf Prognosen, wonach die
Flüchtlingszahlen auf 9000 weiter stei-
gen könnten.                                       
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Flüchtlingsgipfel ist ein
„wichtiger Schritt“

Provozieren wollte ein „Robert
Hahn“ am 24. Januar in der Face-
book-Gruppe „Politik in Thüringen“.
Sein Text: „Mal wieder ein Beispiel
wie Demokratieprinzip und Mei-
nungsfreiheit von den Linken gelebt
wird. Da hat die SAntifa mal wieder
super Arbeit geleistet...“

Die Denunziantenprosa bezog
sich auf ein Ereignis vom Vortag.
Beim geplanten Auftritt des AfD-
Funktionärs Alexander Gauland in
einem Hörsaal der Universität Er-
furt kam es zu Protesten. Mit Ap-
plaus und „Zugabe“-Rufen verhin-
derten die Protestierenden einen
Vortrag Gaulands. Dabei wurde von
ihnen keine Gewalt ausgeübt.

Ob „Robert Hahn“ nur historisch
ungebildet (landläufig „doof“) ist,
mag offen bleiben. Wenn die Terror-
banden der SA nur geklatscht und
Zugabe gerufen hätten (wie die Pro-
testierer in Erfurt) wäre es kaum
zum Holocaust und zu Deutsch-
lands rassenideologischem Ver-
nichtungskrieg gekommen.

„Hahns“ Pöbelei kurz vor dem
Gedenktag an die Auschwitz-Befrei-
ung lässt hinsichtlich seiner Moral
tief blicken. Passend ein Facebook-
Kommentar in seine Richtung: „ich
möchte anmerken, dass ich es gut
finde, dass der Protest als ein anti-
faschistischer Protest empfunden
wird.“ Doch in einem von „Robert
Hahn“ verlinkten Artikel der Thürin-
ger Allgemeinen zum verhinderten
Gauland-Auftritt heißt es: „Dabei
wurde eine Person verletzt“? Inzwi-
schen ist mehr zu erfahren. Laut
Ostthüringer Zeitung soll Anzeige
gegen die AfD-Landtagsabgeordne-
te Wiebke Muhsal  erstattet worden
sein: „Sie habe in einer Rangelei am
Eingang zum Hörsaal eine Gegen-
demonstrantin gebissen.“ 

Gauland verlangt Konsequenzen
von Ministerpräsident Bodo Rame-
low. Spannend dürfte sein, ob Frau
Muhsal während der Landtagssit-
zung mit Beißschutz – wie weiland
Dr. Hannibal Lecter – und „Vorsicht,
bissig!“-Schild in den Plenarsaal ge-
schoben wird.                                
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Vorsicht, bissig!

„Unser gemeinsames Ziel ist es, ins-
besondere durch die dezentrale Unter-
bringung der Menschen in Wohnungen
und durch vielfältige Integrationsange-
bote ein Ankommen der Asylsuchen-
den in Thüringen zu ermöglichen und
eine tatsächliche Willkommenskultur
mit allen Beteiligten zu entwickeln. 

Dazu gehört für uns außerdem die
gelingende Umsetzung von Inklusion in
den Kitas und Schulen, ein ausreichen-
des Angebot an Sprachkursen sowie
die verbesserte Anerkennung der im
Ausland erworbenen beruflichen Quali-
fikationen“, erläuterte Astrid Rothe-
Beinlich einige Kerngedanken der rot-
rot-grünen Flüchtlingspolitik.

„Umso schneller werden
wir alle Teil der
Willkommenskultur“

„Es geht nicht allein darum. Schutz
und Asyl zu bieten, wir wollen die Men-
schen wirklich aufnehmen, einladen,
bei uns anzukommen und mit – nicht
neben – uns zu leben, zu arbeiten, teil-
zuhaben und mitzugestalten. Das ist
ein Geben und ein Nehmen beider-
seits, sowohl der Zuwanderinnen und
Zuwanderer als auch der aufnehmen-
den Gesellschaft. Und beide werden
davon auch profitieren“, zeigte sich

Thüringer Wanderwegenetz mit Masterplan ausbauen

Anlässlich der erneuten Auszeich-
nung dreier Thüringer Wanderwege als
Qualitätswanderwege durch den Deut-
schen Wanderverband hatte Knut Kor-
schewsky, tourismus- und sportpoliti-
scher Sprecher der Fraktion DIE LINKE
im Thüringer Landtag, betont, dass er
sich über das Gütesiegel dieses bedeu-
tenden Thüringer Tourismus- und
Sportsegments freue 

„Der Goethewanderweg, der Panora-
maweg Saale-Horizontale und der Ho-
henwarthe Stausee Weg dürfen dieses
Prädikat zu Recht weiter tragen. Nun
gilt es, das Wanderwegenetz in Gänze
weiter im Blick zu behalten, auch ange-
sichts der Ausrichtung des Deutschen
Wandertags in Thüringen 2017.“ Knut
Korschewsky verwies diesbezüglich
auf die im Koalitionsvertrag vorgesehe-
ne Erstellung eines Masterplans Wan-

derwegenetz. „Mit dem Masterplan
Wanderwegenetz werden die Landes-
regierung und die sie tragenden Koali-
tionsfraktionen eine wichtige Weichen-
stellung zur Fortentwicklung des Wan-
derlandes Thüringen leisten. Neben
der Entwicklung neuer Strecken muss
es vor allem um die Qualitätssicherung
etablierter Wanderwege gehen. Die Fo-
kussierung auf den Höhenwanderweg
des Rennsteiges und den Thüringen-
weg von Altenburg bis Eisenach ist aus
Sicht der Fraktion DIE LINKE auch mit
Blick auf den Deutschen Wandertag
2017 eine der zentralen Aufgaben“,
beschreibt Knut Korschewsky die an-
zugehende Aufgabe.    

Der Goethewanderweg erstreckt
sich über eine Länge von 20 Kilome-
tern im UNESCO-Biosphärenreservat
Vessertal-Thüringer Wald. Die Saale-

Gemeinsame Erklärung der Flüchtlingspolitikerinnen der Fraktionen LINKE und Grüne

Horizontale beginnt und endet in Jena.
Der Panoramaweg führt 71 Kilometer
um die Universitätsstadt herum durch
das mittlere Saaletal. Den südlichsten
Punkt markieren die Ruine Lobdeburg
und den Scheitelpunkt im Norden die
Dornburger Schlösser. Der Hohenwar-
te Stausee Weg ist mit seinen 75 Kilo-
metern Länge und den häufig wech-
selnden Auf- und Abstiegen ein an-
spruchsvoller Wanderweg. Inmitten ei-
ner fjordähnlichen Landschaft, entlang
der sich windenden Saalekaskaden,
bietet er einmalige Ausblicke und un-
vergessliche Naturerlebnisse.


